
Verpasste Chance für grüne Mobilität! 

Neue Asylunterkunft Alexander-Herzen-Straße 
In der ehemaligen Schule an der Alexander-Herzen-Str. soll für fünf Jahre eine Unterkunft für Geflüchtete
entstehen. Vorteile: Im Dresdner Norden sind bisher nicht viele Geflüchtete untergebracht, die Unterbringung
wäre um ein vielfaches günstiger als in Containern, das Gebäude ist schon seit Jahren ungenutzt. Am Ende gab
es eine knappe Mehrheit im Stadtrat. Die CDU hatte die Konzentration von Geflüchteten in wenigen Stadt-
teilen bisher vorgeschoben um Standorte abzulehnen. In Klotzsche wollen sie nun aber auch keine Unterkunft,
offensichtlich gilt “überall, nur nicht hier”, damit riskieren sie am Ende wieder Notquartiere in Sporthallen. 

Verpackungsmüll: Dresden auf dem Weg zu mehr Mehrweg
To-go-Becher, Pizzakartons und anderes Einweggeschirr auf den Elbwiesen, in Parks
und Grünanlagen sind ein Ärgernis für Menschen, eine Gefahr für Tiere und Umwelt
und sie kosten die Gesellschaft viel Geld für die Entsorgung. Wir wollen
Verpackungsmüll reduzieren und das Mehrwegsystem in Dresden stärken. Zum Bsp.
durch Unterstützung der Gastronomie bei der Nutzung von Mehrwegsystemen
und/oder einer Steuer auf Einweg-Takeaway-Verpackungen, wie sie Dresdner
Umwelt-initiativen fordern. Unser Prüfantrag fand im Stadtrat eine Mehrheit. Nun soll
die Verwaltung gemeinsam mit Gastroverbänden Vorschläge entwickeln.

Stadtratssitzung
vom 25. und 26.01.2024

Mit Stimmen von SPD, LINKE und AfD sowie
einzelnen Freien Wählern und Dissidenten wurde am
Freitag im Stadtrat eine Fährverbindung zwischen
Pieschen und dem Ostragehege beschlossen, unser
Antrag für die Weiterplanung einer Fuß-/Radbrücke
wurde leider abgelehnt. 
Die Fähre wurde gewählt, obwohl die Einrichtung
voraussichtlich 7 Millionen Euro kosten wird, jährlich
zusätzliche 500.000 Euro Betriebskosten verursacht,
ohne einen deutlichen Zuwachs an Fahrgästen zu
bringen. Und das bei der ohnehin schwierigen
finanziellen Lage der DVB. Zusätzlich hat die Fähre
größere negative Auswirkungen auf das Naturschutz-
gebiet Elbwiesen im Ostragehege als die Radbrücke. 

Erneute Debatte um Elternbeiträge
Eigentlich stand nur auf der Tagesordnung, die Gebühren für den Förderhort
auf das Niveau des regulären Horts abzusenken. Die SPD-Fraktion setzte mit
einem Änderungsantrag, mit den Stimmen von Linken und AfD, eine auch
rückwirkende Absenkung in allen Bereichen durch:  Für Eltern eine Einsparung
zwischen 5,50 € und 0,60 € monatlich, für die Stadt Kosten von 1 Mio. € jähr-
lich. Geld das dann woanders fehlt. Dazu kommt der enorme Aufwand für die
rückwirkende Erstattung. 30% der Familien sind beitragsbefreit, das dritte und
jedes weitere Kind zahlt keine Beiträge, Alleinerziehende zahlen 15%
weniger, sie alle profitieren kaum davon. Wichtiger aus unserer Sicht: Trotz
sinkender Kinderzahlen soll in den nächsten Jahren das Personal in den Kitas
nicht reduziert werden, um die Betreuung zu verbessern. 

Jüdisches Leben gehört zu Dresden
Der Kampf gegen Antisemitismus ist täglich notwendig und geht uns alle an! Der Antisemitismus zeigt sich
in vielen Formen – als Schuldabwehrantisemitismus, israelbezogener Antisemitismus oder
verschwörungsideologischer Antisemitismus. Gerade in Krisenzeiten flammt er auf und bedroht nicht nur
jüdisches Leben, sondern auch unsere demokratischen Werte. Jeder Antisemitismus verpflichtet uns als
Demokrat*innen zum Handeln, deshalb hatten wir eine Aktuelle Stunde beantragt. Täter*innen sind, anders
als immer wieder behauptet, nicht überwiegend Menschen muslimischen Glaubens. 

Eine Radbrücke würden voraussichtlich 4.500
Menschen pro Tag nutzen, bei einer Fähre liegen die
Prognosen bei 600 Menschen pro Tag. Mit einer
Brücke wäre die Strecke von Pieschen, aber auch aus
Radebeul für Pendler*innen mit dem Rad deutlich
attraktiver, ein echter Anreiz zum Umstieg auf
umweltfreundliche Mobilität. 
Die hohen Kosten für die Fähre schließen nun leider
faktisch parallele Planungen für eine Brücke aus.
Dieses wichtige Projekt wurde damit beerdigt. Die
Vorstellung, eine Fährverbindung könnte schneller
eingerichtet werden, ist wegen der notwendigen
Genehmigungsverfahren sehr unwahrscheinlich. 


